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Reife und ideologische Überzeugtheit weiter auszuprägen, 
von der es letztendlich abhängt, „wie ihr Verhältnis zur 
Arbeit ist, ihr pflicht- und verantwortungsbewußter Ein­
satz für die Lösung der komplizierten Aufgaben der wis­
senschaftlich-technischen Revolution, ihre Einstellung zur 
weiteren Erhöhung der Effektivität der Produktion und 
des Wachstums der Arbeitsproduktivität“ .6

Die Zielstellung des Lehrplans und des Unterrichts in 
diesem Fach, Rechtskenntnisse arbeits- und berufsbezo­
gen zu vermitteln, hat sich als tragfähig und richtig er­
wiesen.7 Dabei muß unmittelbar der Zusammenhang mit 
den anderen Formen und Maßnahmen der sozialistischen 
Gesellschaft zur Rechtserziehung der Jugendlichen gese­
hen werden. Lehrplan, Lehrbuch — das nunmehr bereits 
in der 5. Auflage vorliegt8 — die Methodischen Empfeh­
lungen9 und die entwickelten Unterrichtsmittel orientie­
ren auf die Aneignung von Kenntnissen über das sozia­
listische Recht, die für die Mitwirkung der künftigen 
Facharbeiter an der Leitung und Planung sowie für die 
Mitgestaltung der Arbeitsprozesse im Betrieb besonders 
wichtig sind. Diese Problematik nimmt z. B. im Unterricht 
zum Arbeitsrecht, Gesundheits-, Arbeits- und Brand­
schutz sowie auch in den anderen Stoffgebieten einen 
vorderen Platz ein.

Im Unterricht werden der genannten Zielstellung ent­
sprechend ausgewählte konkrete Rechtskenntnisse ver­
mittelt, so Regelungen der Verfassung der DDR, des Ju­
gendgesetzes, des AGB, des StGB usw. Ihre Vermittlung 
ist kein Selbstzweck. Sie wird dazu genutzt, wichtige ge­
sellschaftliche Zusammenhänge, das Wesen des sozialisti­
schen Rechts und die persönliche Verantwortung zur 
Wahrung der Gesetzlichkeit den künftigen Facharbeitern 
bewußt zu machen, aber auch ihre Fähigkeit zur Selbst­
orientierung im geltenden Recht zu fördern. Das Grund­
anliegen besteht darin, Einfluß zu nehmen auf die Festi­
gung politischer Grundüberzeugungen, der sozialistischen 
Einstellung zur Arbeit und zum sozialistischen Eigentum 
und auf die Befähigung der Jugendlichen, aus eigener 
Verantwortung rechtmäßig zu handeln.

Zur Wirksamkeit des Rechtsunterrichts

Die im Rechtsunterricht behandelten Probleme interessie­
ren die Lehrlinge. Insbesondere die vielfältigen prakti­
schen Erfahrungen, die in den Unterricht eingebracht 
werden, regen die Lehrlinge an, daraus persönliche Kon­
sequenzen für ihr Verhalten in der Arbeit und in der 
Freizeit abzuleiten.

Untersuchungen, die Studenten der Sektion Rechts­
wissenschaft der Humboldt-Universität in Berufsschulen 
in Berlin und anderen Städten durchführten, ergaben, daß 
mit dem Rechtsunterricht ein Zuwachs sowohl an Einzel­
kenntnissen als auch an tieferen Einsichten in Grundzu­
sammenhänge der Staats- und Rechtsordnung und des 
Wirkens des sozialistischen Rechts erreicht worden ist.10 
Das Verständnis für wichtige Zusammenhänge betrieb­
licher Prozesse wird gestärkt. Erworbene Grundkennt­
nisse im Aibeitsrecht sind z. B. die Grundlage für ver­
antwortungsbewußteres Verhalten zu Fragen der Ar­
beitsdisziplin, zu Ordnung und Sicherheit im Betrieb. Es 
hat sich gezeigt, daß das Ziel in allen Stoffgebieten des 
Faches dann am wirksamsten erreicht wird, wenn der 
Unterricht von den Anforderungen ausgeht, die an den 
Lehrling in der berufspraktischen Ausbildung und später 
als Facharbeiter im Betrieb gestellt werden. Facharbeiter, 
die in der Berufsausbildung das Fach „Sozialistisches 
Recht“ absolvierten, werden sich rascher ihrer Verant­
wortung bewußt; sie setzen sich mehr von selbst für ar­
beitsschutzgerechtes Verhalten ein und haben höhere For­
derungen an die Leiter und an ihr Arbeitekollektiv hin­
sichtlich der Durchsetzung der Gesetzlichkeit sowie Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit.

Die Lehrlinge in den untersuchten Bereichen waren in 
der überwiegenden Mehrzahl der Ansicht, daß sie für ihre 
spätere berufliche Arbeit auch Rechtskenntnisse brauchen. 
Sie begrüßen es, daß in der Ausbildung auch Rechtspro­
bleme behandelt werden. Das Fach „Sozialistisches Recht“ 
ist bei vielen Lehrlingen eines der beliebtesten.

Im Rechtsunterricht werden die Kenntnisse über Rechte 
und Pflichten, die die Lehrlinge bereits an der polytech­
nischen Oberschule erworben haben, vertieft. Die meisten 
von ihnen verfügen über klare Vorstellungen zu den wich­
tigsten Grundrechten. Sie bezeichnen des Recht auf Arbeit

als eines der entscheidenden sozialistischen Grundrechte. 
Sie heben auch das Recht auf Bildung und das Recht auf 
Wohnraum hervor. Die Erfahrungen im Unterricht zeigen, 
daß den Jugendlichen am Beispiel des Rechts auf Arbeit' 
und seiner allseitigen Garantie durch die sozialistische Ge­
sellschaft das humanistische Wesen und der Klassencharak­
ter der sozialistischen Rechtsordnung sowie der grund­
legende Gegensatz zum Imperialismus deutlich werden. 
Hingegen müssen noch wirksamer alle Möglichkeiten 
genutzt werden, den jungen Menschen den Inhalt des 
Rechts auf Mitgestaltung zu veranschaulichen. Aufbauend 
auf den bereits im Staatsbürgerkundeunterricht an der 
polytechnischen Oberschule vermittelten Kenntnissen zur 
Verfassung muß in der Berufsausbildung unter Berücksich­
tigung der alters- und entwicklungsbedingten Besonder­
heiten der Lehrlinge den Fragen der Grundrechte und 
-pflichten besondere Aufmerksamkeit zugewendet werden.

Aufgaben zur weiteren Verbesserung 
der Unterrichtsgestaltung

Die Möglichkeiten, die der Lehrplan gibt, müssen durch 
eine wirksame Unterrichtsgestaltung voll ausgeschöpft 
werden. Es fällt nicht immer leicht, sich in der zur Verfü­
gung stehenden Zeit auf das Wesentliche des im Lehrplan 
vorgesehenen Stoffes zu konzentrieren. Die Lehrkräfte 
müssen deshalb darauf achten, daß die Inhalte des Lehr­
plans nicht ausgeweitet werden und von seinen Zielen nicht 
abgewichen wird. Es ist nicht möglich, im Unterricht alle 
Fragen zu beantworten, die die Lehrlinge zu Einzelproble­
men des Rechts bewegen. Mit über den Lehrplan hinaus­
reichenden Rechtsfragen sollten die Lehrlinge stärker auf 
die vielfältigen außerunterrichtlichen Beratungsmöglich­
keiten verwiesen werden. Viele Einrichtungen der Berufs­
bildung haben gemeinsam mit der FDJ Formen der Zu­
sammenarbeit mit den Justizorganen entwickelt, die sie 
auch dafür wirksam nutzen. Die bewährte Zusammenarbeit 
mit Staatsanwälten und Richtern sollte weiter ausgebaut 
und auch die Justitiare sollten noch effektiver einbezogen 
werden.

Die erzieherische Wirksamkeit des Rechtsunterrichts 
kann oft noch erhöht werden, wenn in den einzelnen Stoff­
gebieten noch unmittelbarer der Bezug zur gesellschaft­
lichen Praxis, zum jeweiligen Ausbildungsberuf und zur 
Situation im Betrieb hergestellt wird. Auch hinsichtlich 
einer interessanten und problemreichen Gestaltung des 
Unterrichts ist es möglich, noch Reserven zu erschließen. 
Zugleich läßt sich durch ein gezieltes arbeitsteiliges Zu­
sammenwirken mit den anderen Fächern der berufstheo­
retischen und -praktischen Ausbildung die Wirksamkeit 
der erzieherischen Einflußnahme erheblich erhöhen. Eine 
große Bedeutung kommt der überzeugenden Behandlung 
der gesellschaftsorganisierenden Rolle des sozialistischen 
Rechts wie auch der Verbindlichkeit rechtlicher Forderun­
gen in allen Stoffgebieten des Faches „Sozialistisches 
Recht“ zu. Das wird insbesondere im Stoffgebiet Umwelt­
schutz noch nicht immer bewältigt und unterstreicht die 
Notwendigkeit der Verbesserung der fachlichen (recht­
lichen)-. und pädagogisch-methodischen Weiterbildung der 
Lehrkräfte.

Zugleich müssen Überlegungen angestellt werden, wie 
der Rechtsunterricht noch wirkungsvoller dazu beitragen 
kann, die Jugendlichen zur offensiven Auseinandersetzung 
mit den sich verschärfenden ideologischen Angriffen des 
Imperialismus zu befähigen.

Weiterentwicklung der Ziele und Inhalte 
des Rechtsunterrichts

Perspektivische Überlegungen, den Rechtsunterricht inhalt­
lich weiter auszugestalten, müssen von der Bestimmung 
der Anforderungen an die Facharbeitergeneration in den 
achtziger Jahren ausgehen. Ziel und Inhalt der rechtlichen 
Bildung und Erziehung der Lehrlinge sind in die weitere 
Vervollkommnung des gesellschaftlichen Systems der sozia­
listischen Rechtserziehung der Jugendlichen insgesamt ein­
geordnet. Zum anderen können sie nur aus dem Gesamt- 
zUSammenhang der Weiterentwicklung der Berufsausbil­
dung und dabei speziell der Grundlagenbildung abgeleitet 
werden.

Bestimmte Schlußfolgerungen sind u. E. für eine noch 
wirksamere Gestaltung und Aufbereitung der Inhalte des


